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1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit ausdrück-
lichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und potenzieller 
Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität 

 

§ 6 HochSchG1 Aufgaben 
[…] 
(6) 1Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zu-
sammenarbeit im Hochschulbereich und den Austausch zwischen deutschen und 
ausländischen Hochschulen. 2Sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse aus-
ländischer Studierender. 
[…] 
 
§ 17 HochSchG Studienreform 
(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den zu-
ständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick auf die 
Entwicklungen in Wissenschaft und Kunst, die gesellschaftlichen Anforderungen, die 
Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen Veränderungen in der Be-
rufswelt im nationalen sowie im internationalen Zusammenhang zu überprüfen und 
weiterzuentwickeln. 
[…] 
 
§ 94 HochSchG Internationale Studienkollegs 
(1) 1Internationale Studienkollegs bestehen als zentrale Einrichtungen der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz und der Hochschule Kaiserslautern. 2Sie haben die 
Aufgabe, Personen, die sich für ein Studium bewerben und deren ausländische 
Hochschulzugangsberechtigung einer deutschen nicht entspricht, die für ein erfolg-
reiches Studium zusätzlich erforderlichen fachlichen und sprachlichen Vorausset-
zungen zu vermitteln. 3Sie nehmen diese Aufgabe für alle Hochschulen des Landes 
wahr. 4Im Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Ministerium können den In-
ternationalen Studienkollegs weitere oder andere Aufgaben übertragen werden. 
(2) 1Die Aufnahme in ein Internationales Studienkolleg erfolgt durch Einschreibung 
nach den gemäß § 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 erlassenen Vorschriften. 2Eingeschriebene 
haben die Rechtsstellung Studierender. 3Die Zulassung zum Internationalen Studi-
enkolleg kann beschränkt werden, wenn die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber 
die Zahl der verfügbaren Plätze übersteigt. 4Erforderliche Beschränkungen der Zu-
lassung regeln die Hochschulen durch Satzung, die der Genehmigung des fachlich 
zuständigen Ministeriums bedarf. 
(3) 1Die Ordnung über die Aufnahme- und Feststellungsprüfung erlässt der Senat in 
sinngemäßer Anwendung des § 26; § 7 Abs. 3 Satz 2 sowie Abs. 4 und 5 findet 
Anwendung. 2Die Feststellungsprüfung kann auch ohne vorherigen Besuch eines 
Internationalen Studienkollegs abgelegt werden. 
(4) 1Die Internationalen Studienkollegs können zur Erfüllung der ihnen nach Absatz 
1 obliegenden Aufgaben mit Hochschulen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 zusammenarbei-
ten. 2Die nähere Ausgestaltung dieser Zusammenarbeit erfolgt im Rahmen einer Ko-
operationsvereinbarung. 3Das beteiligte Internationale Studienkolleg wirkt an der 
Entwicklung des Lehrangebots mit und führt die Feststellungsprüfung durch. 
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(5) 1Andere Einrichtungen in nicht staatlicher Trägerschaft, die Aufgaben nach Ab-
satz 1 wahrnehmen, können als Studienkolleg staatlich anerkannt werden, wenn die 
Lehrinhalte, die Prüfungsanforderungen und das Prüfungsverfahren gleichwertig 
sind sowie die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, 
die für eine Tätigkeit an staatlichen Studienkollegs Voraussetzung sind. 2Die Gleich-
wertigkeit stellt das fachlich zuständige Ministerium fest. 

 

  



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Lehre im Kontext der Internationalisierung 
Stand: 14.10.2024 
 

5 
 

2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der Lehr-
verpflichtung 

 

§ 60 HochSchG Sonderregelungen für Beamtinnen und Beamte auf Zeit und 
befristete Beschäftigungsverhältnisse 
(1) Das Dienstverhältnis der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer auf Zeit und 
der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Uni-
versitäten in Beamtenverhältnissen auf Zeit ist auf Antrag der Beamtin oder des Be-
amten aus den in Absatz 2 genannten Gründen zu verlängern, sofern dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. 
(2) 1Gründe einer Verlängerung sind: 
1. Beurlaubung nach den § 76, § 76 a und § 77 LBG, 
2. Beurlaubung für die Wahrnehmung eines Mandats in der gesetzgebenden Kör-

perschaft eines anderen Landes, wenn das Amt nach den gesetzlichen Bestim-
mungen dieses Landes mit dem Mandat vereinbar ist, 

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine 
außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaft-
liche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung und 

4. Inanspruchnahme von Elternzeit nach § 19 a der Urlaubsverordnung und Be-
schäftigungsverbot nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Mutterschutzverordnung Rhein-
land-Pfalz vom 10. Oktober 2018 (GVBl. S. 369, BS 2030-1-23) in der jeweils 
geltenden Fassung in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt 
ist. 

2Absatz 1 gilt entsprechend im Falle 
1. einer Teilzeitbeschäftigung gemäß § 75 und § 76 a LBG oder 
2. einer Ermäßigung der Arbeitszeit aus dem in Satz 1 Nr. 2 genannten Grund, 

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit be-
trug. 

[…] 
 
§ 6 HLehrVO2 Ermäßigung für besondere Aufgaben 
[…] 
(5) Nehmen Lehrende Aufgaben im öffentlichen Interesse außerhalb der Hochschule 
(zum Beispiel für den Wissenschaftsrat oder die Deutsche Forschungsgemein-
schaft) wahr, die die Ausübung der Lehrtätigkeit ganz oder teilweise ausschließen, 
kann die oder der Dienstvorgesetzte die Regellehrverpflichtung auf Antrag im Ein-
zelfall für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben ermäßigen oder die oder 
den Lehrenden von der Lehrverpflichtung bis zum vollen Umfang freistellen. 
[…] 
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3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht 
 

Hinweis: Lehre außerhalb der eigenen Hochschule gehört regelmäßig nicht zum 
Hauptamt, sondern wird im Rahmen einer Nebentätigkeit wahrgenommen. Das gilt 
auch für die Lehre an ausländischen Hochschulen. Der normative Rahmen für Ne-
bentätigkeiten ergibt sich aus dem Beamten- und Nebentätigkeitsrecht des jeweili-
gen Landes. Einschlägige Regelungen finden sich gelegentlich im Hochschulgesetz, 
typischerweise im Beamtengesetz, in der (allgemeinen) Nebentätigkeitsverordnung 
und meist in einer speziellen Nebentätigkeitsverordnung für den Hochschulbereich. 
In diesen Vorschriften wird das Thema der Lehre im Ausland allerdings kaum oder 
gar nicht explizit angesprochen. 
Im Folgenden werden daher die Normen aus den vorgenannten Regelungen (in 
Rheinland-Pfalz: LBG, NebVO und HNebVO) aufgeführt, die (auch) für die Lehre im 
Ausland potenziell von Bedeutung sein können. 
 
§ 1 LBG3 Geltungsbereich  
(1) Dieses Gesetz gilt neben dem Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beam-
tinnen und Beamten in den Ländern (Beamtenstatusgesetz – BeamtStG –) vom 17. 
Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung für die Beamtinnen 
und Beamten 
1. des Landes, 
2. der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 
3. der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstal-

ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
und ihre Verbände. 2Diesen bleibt es überlassen, die Rechtsverhältnisse ihrer Be-
amtinnen und Beamten sowie Seelsorgerinnen und Seelsorger entsprechend zu re-
geln oder Bestimmungen dieses Gesetzes für anwendbar zu erklären. 
 
§ 82 LBG Grundsätze zur Nebentätigkeit 
(1) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen ihres Dienstherrn eine 
Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen oder in einem 
gleichgestellten Dienst wahrzunehmen, sofern diese ihrer Vorbildung oder Berufs-
ausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 
(2) Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie ei-
ner unentgeltlichen Vormund schaft, Betreuung oder Pflegschaft für Angehörige. 
(3) Kann eine Aufgabe im Hauptamt erledigt werden, darf sie, soweit nicht dringende 
dienstliche Gründe es erfordern, nicht als Nebentätigkeit übertragen werden. 
(4) 1Nebentätigkeiten dürfen nur außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden. 2Aus-
nahmen können zugelassen werden 
1. im dienstlichen Interesse unter Anrechnung auf die Arbeitszeit und 
2. im öffentlichen Interesse, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und 

die versäumte Arbeitszeit nachgeleistet wird. 
(5) 1Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten dürfen Einrichtungen, Personal oder 
Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftli-
chen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen Entrichtung eines angemes-
senen Entgelts in Anspruch genommen werden. 2Das Entgelt hat sich nach den dem 
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Dienstherrn entstehenden Kosten zu richten und muss den besonderen Vorteil be-
rücksichtigen, der der Beamtin oder dem Beamten durch die Inanspruchnahme ent-
steht. 
(6) 1Beamtinnen und Beamte, die aus einer auf Verlangen oder Veranlassung des 
Dienstherrn übernommenen Tätigkeit in einem Organ eines Unternehmens haftbar 
gemacht werden, haben gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des ihnen da-
raus entstandenen Schadens. 2Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt, ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Beamtin oder der 
Beamte auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten gehandelt hat. 
 
§ 83 LBG Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 
(1) 1Beamtinnen und Beamte bedürfen zur Ausübung jeder entgeltlichen Nebentä-
tigkeit, mit Ausnahme der in § 84 Abs. 1 abschließend aufgeführten, der vorherigen 
Genehmigung, soweit sie nicht nach § 82 Abs. 1 zu ihrer Ausübung verpflichtet sind. 
2Gleiches gilt für folgende unentgeltliche Nebentätigkeiten: 
1. gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten oder die Mitarbeit hierbei und 
2. die Tätigkeit in einem Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genos-

senschaft. 
(2) 1Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die Ne-
bentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 2Ein solcher Versagungs-
grund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft so stark in Anspruch nimmt, dass die ord-

nungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann, 
2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflich-

ten bringen kann, 
3. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beein-

flussen kann, 
4. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit 

der Beamtin oder des Beamten führen kann oder 
5. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche 
Beanspruchung durch genehmigungs- und anzeigepflichtige Nebentätigkeiten acht 
Stunden in der Woche überschreitet. 4Soweit der Gesamtbetrag der Vergütung für 
eine oder mehrere ausgeübte Nebentätigkeiten im Kalenderjahr 40 v.H. des jährli-
chen Endgrundgehalts der Beamtin oder des Beamten übersteigt, liegt ein Versa-
gungsgrund vor. 5Die für die Genehmigung der Nebentätigkeit zuständige Behörde 
kann Ausnahmen zulassen, wenn die Versagung unter Berücksichtigung des Einzel-
falles nicht angemessen wäre. 
(3) Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung der Ge-
nehmigung, so ist diese zu widerrufen. 
 
§ 84 LBG Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten, Anzeigepflicht 
(1) Ausgenommen von der Genehmigungspflicht nach § 83 Abs. 1 Satz 1 sind 
1. die Verwaltung eigenen Vermögens, 
2. schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten, 
3. mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständige Gut-

achtertätigkeiten von Lehrkräften an öffentlichen Hochschulen sowie von Beam-
tinnen und Beamten an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten, 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Lehre im Kontext der Internationalisierung 
Stand: 14.10.2024 
 

8 
 

4. Tätigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder Berufs-
verbänden und 

5. Tätigkeiten in Selbsthilfeeinrichtungen von Beamtinnen und Beamten. 
(2) 1Tätigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 sind dem Dienstherrn vor ihrer Auf-
nahme anzuzeigen. 2Hierbei sind insbesondere Art und Umfang der Nebentätigkeit 
sowie die voraussichtliche Höhe der Entgelte und geldwerten Vorteile anzugeben; 
jede Änderung ist unverzüglich mitzuteilen. 3Der Dienstherr kann im Übrigen aus 
begründetem Anlass verlangen, dass über eine ausgeübte genehmigungsfreie Ne-
bentätigkeit, insbesondere über deren Art und Umfang, Auskunft erteilt wird. 
(3) Eine genehmigungsfreie Nebentätigkeit ist ganz oder teilweise zu untersagen, 
wenn die Beamtin oder der Beamte bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt. 
 
§ 86 LBG Nähere Regelung der Nebentätigkeit 
1Die zur Ausführung der §§ 82 bis 85 notwendigen Vorschriften über die Nebentätig-
keiten der Beamtinnen und Beamten erlässt die Landesregierung durch Rechtsver-
ordnung. 2In ihr kann insbesondere bestimmt werden, 
1. welche Tätigkeiten als öffentliche Ehrenämter im Sinne des § 82 Abs. 2 gelten, 
2. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne des Nebentätigkeitsrechts 

anzusehen sind oder ihm gleichgestellt werden, 
3. welche Nebentätigkeiten als allgemein genehmigt gelten und welche von ihnen 

dem Dienstherrn nach Art und Umfang mitzuteilen sind, 
4. ob und inwieweit die Beamtin oder der Beamte für eine im öffentlichen oder in 

einem gleichgestellten Dienst ausgeübte Nebentätigkeit eine Vergütung erhält 
oder eine erhaltene Vergütung abzuführen hat, 

5. unter welchen Bedingungen die Beamtin oder der Beamte zur Ausübung von 
Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn in An-
spruch nehmen darf sowie in welcher Höhe hierfür ein Entgelt zu entrichten ist 
und rückständige Beträge hieraus zu verzinsen sind; das Entgelt kann pauscha-
liert und nach einem Vomhundertsatz der für die Nebentätigkeit bezogenen Brut-
tovergütung bemessen werden, 

6. ob und inwieweit die Beamtin oder der Beamte dem Dienstherrn die im Kalen-
derjahr zugeflossenen Entgelte und geldwerten Vorteile anzugeben hat. 

 
§ 1 NebVO4 Geltungsbereich 
1Diese Verordnung gilt für die unmittelbaren und mittelbaren Landesbeamten. 2Sie 
gilt auch für Ruhestandsbeamte und frühere Beamte hinsichtlich der Nebentätigkei-
ten, die sie vor der Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt haben. 3Sie gilt 
jedoch nicht für den von § 1 der Hochschulnebentätigkeitsverordnung und § 20 
Abs. 3 Satz 1 des Universitätsmedizingesetzes erfassten Personenkreis sowie für 
Ehrenbeamte. 
 
§ 5 NebVO Genehmigung, Widerruf und Untersagung 
(1) Tätigkeiten nach § 3 Nr. 26 des Einkommensteuergesetzes gelten als allgemein 
genehmigt, wenn die dort genannte Freigrenze im Kalenderjahr nicht überschritten 
wird, die Tätigkeiten außerhalb der Dienstzeit ausgeübt werden und kein gesetzli-
cher Versagungsgrund vorliegt; sie sind vor Aufnahme schriftlich anzuzeigen. 
(2) 1Die Tätigkeit als Prüfer in einer Staatsprüfung oder in der Prüfung eines Dienst-
herrn gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 LBG gilt für die Dauer der Berufung als allgemein 
genehmigt. 2Die Berufung erfolgt im Einvernehmen mit der für die 
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nebentätigkeitsrechtlichen Entscheidungen zuständigen Behörde. 3§ 85 Abs. 1 Satz 
2 LBG gilt für die Berufung entsprechend. 
(3) Wird eine Genehmigung widerrufen oder eine genehmigungsfreie Nebentätigkeit 
untersagt, so soll dem Beamten eine angemessene Frist zur Abwicklung der Neben-
tätigkeit eingeräumt werden, soweit die dienstlichen Interessen dies zulassen. 
 
§ 7 NebVO Vergütungsverbot 
(1) 1Eine Nebentätigkeit für den Dienstherrn darf nicht vergütet werden. 2Ausnahmen 
können zugelassen werden bei 
1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeiten, 
2. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung und Entwicklung, 
3. künstlerischen oder schriftstellerischen Tätigkeiten, 
4. Gutachtertätigkeiten, 
5. nach gerichtlichen Verfahrensvorschriften zulässigen Tätigkeiten als Verteidiger 

oder Prozessvertreter vor Gerichten und als Schiedsrichter sowie 
6. Tätigkeiten, deren unentgeltliche Ausübung dem Beamten nicht zugemutet wer-

den kann; die unentgeltliche Ausübung ist in der Regel zumutbar, wenn der Be-
amte durch die Tätigkeit nicht mehr als fünf Stunden im Monat über die regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus in Anspruch genommen wird, Mehrarbeit nach § 73 
Abs. 2 LBG soll angerechnet werden. 

(2) Werden unter Zulassung einer oder mehrerer Ausnahmen nach Absatz 1 Satz 2 
Vergütungen gewährt, dürfen sie für die im Kalenderjahr ausgeübten Nebentätigkei-
ten die Höchstgrenze (Bruttobetrag) von 9 600,- EUR nicht übersteigen. 
(3) Der Dienstherr darf eine Vergütung nicht gewähren, soweit der Beamte für die 
Wahrnehmung der Nebentätigkeit im Hauptamt entlastet wird. 
 
§ 8 NebVO Ablieferungspflicht 
(1) 1Erhält ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öf-
fentlichen oder ihm gleichstehenden Dienst, so hat er sie insoweit an seinen Dienst-
herrn im Hauptamt abzuliefern, als sie für die im Kalenderjahr ausgeübten Nebentä-
tigkeiten insgesamt die in § 7 Abs. 2 genannte Höchstgrenze übersteigt. 2Sitzungs-
gelder sind anzurechnen, soweit sie im Einzelfall den Betrag von 160,– EUR oder 
im Kalenderjahr insgesamt den Betrag von 1.900,– EUR übersteigen. 3Die Abliefe-
rungsfreibeträge nach Satz 1 entfallen, soweit der Beamte für die Wahrnehmung der 
Nebentätigkeit im Hauptamt entlastet wird. 
(2) Sind dem Beamten seine Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nebentätig-
keit nicht besonders ersetzt worden, so sind bei der Ermittlung des nach Absatz 1 
abzuliefernden Betrages von den Vergütungen die Aufwendungen abzusetzen, die 
dem Beamten nachweislich 
1. bei Reisen für Fahr- und Unterkunftskosten sowie bis zur Höhe des in § 6 Abs. 2 

Nr. 2 genannten Betrages für Verpflegung, 
2. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-

herrn sowie 
3. für sonstige Hilfeleistungen und selbst beschafftes Materialentstanden sind. 
(3) Die gemäß den Absätzen 1 und 2 abzuliefernden Vergütungen eines Kalender-
jahres sind jeweils bis zum 31. März des Folgejahres an den Dienstherrn abzufüh-
ren. 
(4) Der Beamte legt zum 1. April eines jeden Kalenderjahres eine Aufstellung über 
die Vergütungen vor, die er im vergangenen Kalenderjahr für Nebentätigkeiten im 
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öffentlichen oder ihm gleichstehenden Dienst erhalten hat, wenn diese insgesamt 
1.100,– EUR übersteigen. 
 
§ 9 NebVO Ausnahmen von Vergütungsverbot und Ablieferungspflicht 
§ 7 Abs. 1 und 2 und § 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 2 bis 4 sind nicht anzuwen-
den auf Vergütungen für 
1. Tätigkeiten als Sachverständiger in gerichtlichen oder staatsanwaltschaftlichen 

Verfahren, 
2. die Ausbildung des Nachwuchses für Dienstherrn gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

LBG sowie die Fortbildung der Beschäftigten dieser Dienstherrn, 
3. Gutachtertätigkeiten von Ärzten, Zahnärzten oder Tierärzten für Versicherungs-

träger oder für andere juristische Personen des öffentlichen Rechts sowie die 
Erstattung von pathologischen Befundberichten, 

4. Tätigkeiten, die während eines unter Fortfall der Dienstbezüge gewährten Ur-
laubs ausgeübt werden, 

5. Tätigkeiten, die in den Jahren 2015 bis 2018 im Rahmen der Mithilfe bei der 
Betreuung von Flüchtlingen ausgeübt werden, 

6. Tätigkeiten, die in den Jahren 2021 bis 2024 im Rahmen der Mithilfe bei der 
Beseitigung der Folgen der Flutkatastrophe 2021 ausgeübt werden. 

 
§ 1 HNebVO5 Geltungsbereich  
1Diese Verordnung gilt für 
1. das beamtete hauptberuflich tätige wissenschaftliche und künstlerische Perso-

nal der Hochschulen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 des Hochschulgesetzes – 
HochSchG –), ausgenommen der von § 20 Abs. 3 Satz 1 des Universitätsmedi-
zingesetzes erfasste Personenkreis, 

2. die Präsidentinnen und Präsidenten sowie die Vizepräsidentinnen und Vizeprä-
sidenten der Hochschulen, 

3. das beamtete hauptberuflich tätige wissenschaftliche Personal der Deutschen 
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer (§ 1 des Landesgesetzes 
über die Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer – DUVwG 
–) und 

4. die Rektorin oder den Rektor sowie die Prorektorin oder den Prorektor der Deut-
schen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer. 

2Im Rahmen des Satzes 1 gilt diese Verordnung auch für entpflichtete Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer, Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
sowie frühere Beamtinnen und Beamte hinsichtlich der Nebentätigkeiten, die sie vor 
der Entpflichtung oder vor der Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt ha-
ben. 3Die Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer gilt als Hoch-
schule des Landes im Sinne dieser Verordnung. 
 
§ 2 HNebVO Anwendung der Nebentätigkeitsverordnung 
Soweit nachstehend nichts Abweichendes bestimmt ist, finden die §§ 2 bis 13 der 
Nebentätigkeitsverordnung (NebVO) Anwendung. 
 
§ 3 HNebVO Zum Hauptamt gehörende Tätigkeit 
Die auf rechtlicher Verpflichtung beruhende Erstattung von Gutachten, einschließlich 
der in unmittelbarem Zusammenhang damit stehenden Untersuchungen und Bera-
tungen, 
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1. für die oberste Dienstbehörde sowie 
2. in den von der obersten Dienstbehörde bestimmten Fällen für eine Hochschule 

des Landes, in Berufungsangelegenheiten auch für Hochschulen außerhalb des 
Landes, 

ist eine zum Hauptamt gehörende Tätigkeit. 
 
§ 4 HNebVO Beeinträchtigung dienstlicher Interessen 
1Soweit nach § 52 Abs. 1 Satz 2 HochSchG und § 43 Abs. 1 Satz 2 DUVwG die 
Bestimmungen des Landesbeamtengesetzes über die Arbeitszeit auf Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer nicht anzuwenden sind, gilt die Voraussetzung des § 
83 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG) in der Regel als erfüllt, 
wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der 
Woche den Umfang der zeitlichen Beanspruchung durch die Dienstaufgaben an ei-
nem durchschnittlichen individuellen Arbeitstag in der Woche überschreitet. 2Aus-
nahmen von Satz 1 sind zulässig, soweit gewährleistet ist, dass eine Beeinträchti-
gung dienstlicher Interessen nicht zu erwarten ist. 
 
§ 5 HNebVO Grenzen genehmigungsfreier Nebentätigkeiten 
(1) 1Die gewerbs- oder geschäftsmäßige Verwertung einer schriftstellerischen, wis-
senschaftlichen oder künstlerischen Tätigkeit im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 2 LBG 
bedarf der Genehmigung. 2Eine genehmigungsfreie Vortragstätigkeit im Sinne des § 
84 Abs. 1 Nr. 2 LBG liegt nicht vor, wenn ein Sachgebiet einem bestimmten Perso-
nenkreis in mehreren Veranstaltungen vermittelt wird (Lehr- und Unterrichtstätigkeit). 
(2) 1Eine Gutachtertätigkeit ist nur dann selbstständig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 
3 LBG, wenn das Gutachten in den wesentlichen Teilen selbst erarbeitet und die 
Verantwortung für das gesamte Gutachten durch Selbstunterzeichnung übernom-
men wird. 2Die Unterzeichnung durch eine Vertretung ist nur im Verhinderungsfall 
zulässig; die Verhinderungsvertretung ist kenntlich zu machen. 3Die Gutachtertätig-
keit ist insbesondere dann nicht selbstständig, wenn sich die Tätigkeit auf die Fest-
stellung von Sachverhalten oder Tatsachen mit technischen Mitteln oder aufgrund 
von Laborbefunden nach geläufigen Methoden ohne wissenschaftliche Schlussfol-
gerungen beschränkt. 4Untersuchungen und Beratungen, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Erstattung eines Gutachtens stehen, gelten als Teil desselben. 
5Als mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängend im Sinne des § 84 Abs. 
1 Nr. 3 LBG gilt eine Gutachtertätigkeit nur dann, wenn das Gutachten zu Fragen 
des eigenen hauptberuflichen Fachgebiets erstattet wird. 
 
§ 6 HNebVO Allgemeine Genehmigung 
(1) Die zur Übernahme einer Nebentätigkeit gegen Vergütung erforderliche Geneh-
migung gilt allgemein als erteilt für 
1. die Herausgabe oder die Schriftleitung von wissenschaftlichen Druckerzeugnis-

sen, 
2. die Tätigkeit von Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren im 

Sinne des § 7 des Deutschen Richtergesetzes als 
a) Verteidigerinnen und Verteidiger vor Gericht, 
b) Prozessbevollmächtigte vor dem Bundesverfassungsgericht, den Verfas-

sungsgerichten der Länder, dem Bundesverwaltungsgericht (einschließlich 
eines Verfahrens vor dem Gemeinsamen Senat der obersten Gerichtshöfe 
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des Bundes), den obersten Verwaltungsgerichten der Länder und internati-
onalen Gerichten, 

c) Richterinnen und Richter ohne Residenzpflicht und ohne laufende Bezüge 
an internationalen Gerichten und 

d) Schiedspersonen, 
3. die Erstattung von Gutachten auf Anforderung von Gerichten und Staatsanwalt-

schaften, 
4. die Erstattung von Befundberichten auf dem eigenen hauptberuflichen Fachge-

biet, 
5. die Lehr- und Unterrichtstätigkeit bis zu vier Wochenstunden, einschließlich zu-

gehöriger Prüfungstätigkeit, an Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademien sowie 
an kommunalen Schulen in Rheinland-Pfalz, 

6. die Lehr- und Unterrichtstätigkeit bis zu vier Wochenstunden an Ausbildungs-
stätten für den Nachwuchs der Dienstherrn im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
LBG, 

7. die Fortbildung der Beschäftigten der Dienstherrn im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 LBG, 

8. die Übernahme von Forschungs- und Entwicklungsaufträgen im zulässigen zeit-
lichen Umfang des § 4 Satz 1, 

9. die Tätigkeit für Einrichtungen, an denen das Land oder eine Hochschule des 
Landes beteiligt ist, im zulässigen zeitlichen Umfang des § 4 Satz 1 und 

10. die Übernahme von Aufgaben in der hochschulischen Weiterbildung an der ei-
genen Hochschule, die über die dienstlich festgelegte Lehrverpflichtung hinaus-
geht, 

wenn die Nebentätigkeit außerhalb der Dienstzeit ausgeübt wird und kein Versa-
gungsgrund nach § 83 Abs. 2 Satz 1 LBG vorliegt. 
(2) 1Jede Nebentätigkeit nach Absatz 1 ist der für die nebentätigkeitsrechtlichen Ent-
scheidungen zuständigen Behörde rechtzeitig vor ihrer Aufnahme schriftlich anzu-
zeigen; § 85 Abs. 2 Satz 2 LBG findet Anwendung. 2Soll die Nebentätigkeit nach 
Ablauf von jeweils fünf Jahren weiter ausgeübt werden, bedarf es zuvor einer erneu-
ten Anzeige nach Satz 1. 
(3) Alle übrigen genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten bedürfen der Genehmi-
gung im Einzelfall, auch wenn sie während der vorlesungsfreien Zeit ausgeübt wer-
den. 
 
§ 7 HNebVO Ausnahmen von der Jahresfrist 
(1) Für die folgenden Nebentätigkeiten von Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrern besteht eine allgemeine Ausnahme von der Dreijahresfrist des § 85 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 1 LBG: 
1. die Leitung einer Forschungseinrichtung außerhalb der eigenen Hochschule, die 

durch einen Kooperationsvertrag mit der eigenen Hochschule verbunden ist (An-
Institut), 

2. die Tätigkeit an einer Forschungseinrichtung, die ganz oder überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln finanziert wird oder Gegenstand einer Vereinbarung nach Ar-
tikel 91b des Grundgesetzes ist, und 

3. die im Rahmen der Ausgründung aus der eigenen Hochschule zur Unterneh-
mensgründung oder -beteiligung führende Tätigkeit. 

(2) 1Für Nebentätigkeiten von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern, die 
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1. im Rahmen eines Forschungs- und Entwicklungsauftrags ausgeübt werden, an 
dessen Ausführung ein besonderes öffentliches oder wissenschaftliches Inte-
resse besteht, 

2. im dienstlichen Interesse wahrgenommen werden oder 
3. zu einer Verknüpfung von Wissenschaft und Praxis führen, an der nach der Ei-

genart des Fachgebiets mit Blick auf die Ausbildung ein besonderes Interesse 
besteht, 

kann im Einzelfall eine Ausnahme von der Dreijahresfrist des § 85 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 1 LBG vorgesehen werden. 2Die Genehmigung ist auf längstens fünf Jahre 
zu befristen. 
(3) § 6 Abs. 1 und 2 bleibt unberührt. 
 
§ 8 HNebVO Ausnahmen von Vergütungsverbot und Ablieferungspflicht 
Neben den in § 9 NebVO genannten Fällen sind § 7 Abs. 1 und 2 NebVO und § 8 
Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 2 bis 4 NebVO nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1. die in § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 aufgeführten Nebentätigkeiten, 
2. die Tätigkeit für Einrichtungen, an denen das Land oder eine Hochschule des 

Landes beteiligt ist, 
3. die Tätigkeit, die der Innovationsförderung oder dem Technologietransfer dient, 
4. die Lehre an einer anderen als der eigenen Hochschule, 
5. die hochschulische Weiterbildung an der eigenen Hochschule, 
6. die Tätigkeit von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern auf dem Gebiet 

der wissenschaftlichen Forschung, der Kunst, der gestaltenden Planung sowie 
des Bauingenieurwesens und 

7. die Tätigkeit von Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren im 
Sinne des § 7 des Deutschen Richtergesetzes als 
a) Prozessbevollmächtigte vor den obersten Bundesgerichten, den Verfas-

sungsgerichten der Länder und internationalen Gerichten und 
b) Richterinnen und Richter ohne Residenzpflicht und ohne laufende Bezüge 

an internationalen Gerichten. 
 

 
1 Hochschulgesetz (HochSchG) vom 23. September 2020, GVBl. S. 461; zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22. Juli 2021, GVBl. S. 453. 
2 Landesverordnung über die Lehrverpflichtung an den Hochschulen (HLehrVO) vom 13. August 2012, 
GVBl. S. 283; zuletzt geändert durch § 145 des Gesetzes vom 23. September 2020, GVBl. S. 461. 
3 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 20. Oktober 2010, GVBl. S. 319; zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Juni 2024, GVBl. S. 254. 
4 Nebentätigkeitsverordnung (NebVO) vom 2. Februar 1987, GVBl. S. 31; zuletzt geändert durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 28. September 2021, GVBl. S. 543.  
5 Hochschulnebentätigkeitsverordnung (HNebVO) vom 10. Juli 2007, GVBl. S. 126; zuletzt geändert 
durch § 136 des Gesetzes vom 23. September 2020, GVBl. S. 461. 
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